
keit nicht nachgegangen ist. Das folgt daraus, daß auch 
bei Getrenntleben der Ehegatten die mit der Ehe be­
gründeten Pflichten weiter bestehen bleiben und die 
materiellen Lebensverhältnisse der Familie im wesent­
lichen beibehalten werden sollen (■§ 17 FGB).
Unter Beachtung dieser Grundsätze ist zu prüfen, ob 
der Klägerin ein Unterhaltsanspruch zusteht.
Die Klägerin hat während des Zusammenlebens der 
Parteien bis zur Geburt des zweiten Kindes (1959) ge­
arbeitet. Danach ging sie einer Berufstätigkeit nicht 
mehr nach. 1963 wurde das dritte Kind der Parteien 
geboren. Diese waren sich damals darüber einig, daß 
sich die Klägerin um die Erziehung und Betreuung der 
Kinder und die Führung des Haushalts kümmert und 
keine Arbeit aufnimmt. Während dieser Zeit hatte der 
Verklagte für den gesamten materiellen Aufwand der 
Familie, also auch für den Unterhalt der Klägerin, al­
lein zu sorgen.
Durch die Trennung des Verklagten von der Familie 
hat sich an der bisherigen Lebensform nichts geändert. 
Die drei Kinder der Parteien, die jetzt 10, 8 und 5 Jahre 
alt sind, befinden sich noch in einem Alter, in dem sie 
der umfassenden Betreuung und Erziehung durch die 
Eltern bedürfen. Zwei der Kinder sind schulpflichtig. 
Es ist auch in der Zeit, in der die Parteien getrennt 
leben, keine weitere Änderung eingetreten, die es 
rechtfertigen würde, daß die Klägerin nunmehr wegen 
einer weniger großen Belastung durch ihre Pflichten 
als Mutter auf die Aufnahme einer Arbeit verwiesen 
werden könnte.
Eine solche Verpflichtung zur Erwerbstätigkeit könnte 
dann gegeben sein, wenn während der Dauer der 
Trennung die Kinder in einen neuen Lebensabschnitt, 
z. B. in die Berufsausbildung, eintreten und sich da­
durch die Familiensituation ändert, insbesondere die 
Belastung des mit den Kindern zusammenlebenden 
Elternteils meßbar geringer wird. Eine solche Ände­
rung der Familiensituation im Vergleich zu der Zeit des 
Zusammenlebens ist aber im vorliegenden Fall nicht 
gegeben. Jungen im Alter von 10, 8 und 5 Jahren be­
dürfen zumindest derselben Fürsorge wie im um we­
nige Jahre jüngeren Alter.
Der Klägerin steht daher grundsätzlich gemäß § 18 
Abs. 1 FGB gegenüber dem Verklagten ein Anspruch 
auf Gewährung von Unterhalt zu.
Nicht von Bedeutung für diese Entscheidung waren die 
Versuche der Klägerin, sich in den Jahren 1965 und 1966 
wieder in das Berufsleben einzugliedern; sie scheiter­
ten daran, daß die Unterbringung und Betreuung der 
Kinder nicht gewährleistet war und die Klägerin er­
krankte.
Der Verklagte verkennt, daß — wie sich aus den Akten 
des Ehescheidungsverfahrens ergibt — im Jahre 1965 
Störungen in der Ehe der Parteien noch nicht aufgetre­
ten waren und er zu dieser Zeit noch mit der Familie 
zusammenlebte. Die Klägerin hätte also damals, falls 
sie eine ihren Fähigkeiten entsprechende Berufstätig­
keit aufgenommen hätte, bei der Führung des Haus­
halts und der Erziehung der Kinder mit der Unter­
stützung des Verklagten rechnen können, so daß die 
durch die Berufstätigkeit beider Ehegatten größer wer­
dende Belastung auf beide Parteien verteilt worden 
wäre. Nach der vom Verklagten vollzogenen Trennung 
von der Familie aber würde die Verweisung der Klä­
gerin auf die Aufnahme einer Arbeit bedeuten, daß 
die dadurch entstehende Mehrbelastung von ihr allein 
bewältigt werden müßte. Das widerspräche dem Grund­
satz, daß sich b e i d e  Ehegatten gleichermaßen an der 
Erziehung und Betreuung der Kinder und der Führung 
des Haushalts zu beteiligen haben (§ 10 FGB).
Es ist zwar richtig, daß in vielen Ehen die Ehefrau nur

zeitweilig aus dem Arbeitsprozeß ausscheidet und sich 
nach einer gewissen Zeit wieder zu einer Arbeitsauf­
nahme entschließt, vor allem dann, wenn die aus der 
Ehe hervorgegangenen Kinder älter geworden sind. 
Daraus kann aber keine Verpflichtung der Klägerin 
hergeleitet werden, in der Zeit des Getrenntlebens des 
Ehemannes einen Beruf zu ergreifen, da zwischen den 
Parteien ein bestimmter Zeitpunkt, zu dem die Kläge­
rin wieder zu arbeiten beginnen sollte, nicht vereinbart 
worden ist.
Das Gesetz respektiert in jedem Fall die individuelle 
Gestaltung der Familienverhältnisse. Dabei ist zu be­
achten, daß die Erziehung und Betreuung mehrerer 
Kinder und der damit verbundene größere Pflichten­
kreis einer Erwerbstätigkeit rechtlich gleichgestellt ist 
(§ 12 Abs. 2 FGB).
Im Unterschied zu früheren familienrechtlichen Rege­
lungen bestimmt das FGB, daß eine bisher nicht be­
rufstätige, k i n d e r l o s e  und arbeitsfähige getrennt 
lebende Ehefrau keinen Unterhaltsanspruch gegenüber 
dem getrennt lebenden Ehemann hat, sie also auf die 
Begründung eines Arbeitsrechtsverhältnisses verwiesen 
werden muß. Darin kommt zum Ausdruck, daß es mit 
den familienrechtlichen Grundsätzen nicht vereinbar 
ist, daß ein getrennt lebender Ehegatte ohne größeren 
Pflichtenkreis ein arbeitsfreies Leben auf Kosten des 
anderen Ehegatten führen kann. Das ist aber bei der 
Klägerin wegen der mit der Erziehung und Betreuung 
der Kinder verbundenen Belastungen nicht der Fall. 
Aus diesem Grunde steht der Klägerin — unabhängig 
davon, ob sie arbeitsfähig ist oder picht — ein Unter­
haltsanspruch gegen den Verklagten zu, der gegenwär­
tig zeitlich nicht begrenzt werden kann, da wegen des 
Alters der Kinder in absehbarer Zeit eine solche Ände­
rung der Familiensituation, die die Verpflichtung der 
Klägerin zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit begrün­
den könnte, nicht zu erwarten ist.
Hinsichtlich der Höhe des Unterhalts ist von folgendem 
auszugehen: Wie sich aus der Verdienstbescheinigung 
ergibt, verdient der Verklagte monatlich etwa 515 M 
netto, die bei der Unterhaltsberechnung zu berücksich­
tigen sind. Er hat von diesem Einkommen an die drei 
ehelichen Kinder und ein weiteres Kind, für das er 
unterhaltspflichtig ist, monatlich je 45 M, mithin insge­
samt 180 M zu zahlen. Es verbleiben ihm also 335 M 
monatlich.
Der Senat hat entsprechend dem Berufungsantrag der 
Klägerin den Verklagten verurteilt, an die Klägerin 
monatlich 100 M Unterhalt zu zahlen. Dieser Betrag 
dürfte etwa die Summe sein, die bei gemeinsamer Le­
bensführung der Parteien für die Klägerin verwandt 
worden ist. Eine Festsetzung des Unterhalts unter den 
Betrag von 100 M ist auch unter Beachtung der Tatsa­
che, daß der Verklagte nach wie vor die Miete für die 
Ehewohnung zahlt, keinesfalls gerechtfertigt.
Der Klägerin und den drei Kindern stehen mit dieser 
Summe für den Lebensunterhalt insgesamt 295 M 
(100 M + 135 M Unterhalt für die Kinder -(- 60 M staat­
liches Kindergeld*) zur Verfügung.
Der Verklagte hat nach Abzug seiner Unterhaltsver­
pflichtungen noch 235 M zur Verfügung. Davon hat er 
die Miete für die Ehewohnung in Höhe von 43 M zu 
zahlen, so daß ihm etwa 190 M verbleiben. Es muß aber 
darauf verwiesen werden, daß der Verklagte ausweis­
lich seiner Verdienstbescheinigung im Jahre 1967 insge­
samt 2 577, 33 M Zuschläge erhielt, die nach Absch. Ill C 
der OG-Richtlinie Nr. 18 über die Bemessung des Un­
terhalts für minderjährige Kinder vom 14. April 1965
• Seit dem 1. Oktober 1969 erhält die Klägerin gemäß § 1 der 

VO über die weitere Erhöhung des staatlichen Kindergeldes 
vom 27. August 1969 (GBl. П S. 485) insgesamt 90 M Kinder­
geld. - Die Red.
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